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Die Deutschen verd rängen die Gefahr von
El..t , Pfgege und Unfall-
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Bei der Berufsunfühigkeit hat der Gesetzgeber bereits
im Jahr 2001 weitreichende Kürzungen der staatlichen
Leistungen vorgenommen. So gilt für alle Jahrgänge ab
1,967:Wer mehr als drei Stunden bzw. bis zu sechs Stun-
den täglich eine Tätigkeit auf dem Arbeitsmarkt aus-
üben kann, bekommt nur noch eine schmale staatliche
Leistung. Derzeit zahlt der Staat durchschnittlich
750 Euro im Monat. Diese Leistuns wird nach einer
forsa-Umfrage der Allianz von DezeÄb er 2009 als deut-
lich höher eingeschätzt. So glaubt rund ein Drittel der
Befragten, dass sie 400/o des letzten Bruttoeinkommens
von der Deutschen Rentenversicherung im Falle einer
Erwerbsminderung erhalten. Voll Erwerbsunliihige -
diejenigen, die weniger als drei Stunden am Tag arbeiten
können und nach 1961 geboren sind - bekommen aber
gerade mal 290/o des letzten Bruttogehalts. Arbeitneh-
mer, die noch mehr als sechs Stunden pro Täg arbeiten

Viele Bundesbürger verdrängen ihre schlechte Vor-
sorgesituation. Das ist menschlich nachvollziehbar,
denn wer beschäftigt sich schon gerne mit den unange-
nehmen Vorstellungen, seine Arbeit nicht mehr aus-
üben oder seinen Alltag aus eigener Kraft nicht mehr
bestreiten zu können - sei es aufgrund eines Unfalls
oder als Folge einer Krankheit b.w.äes Alters. Die uner-
freuliche Konsequenz: mangelnde Vorsorge für den
Ernstfall. Tritt dieser ein, bricht beispielsweise bei einer
BerufsunFihigkeit das laufende Eintommen wes oder
entstehen durch Pflegebedürftigkeit hohe Kostei, sind
dies finanziell existenzielle Bedrohunsen.

Drr
Die graJSen Vorsorgetbemen werden inmer noch häu,fig unterscbätzt: clie Berttfsunfihigkeit. eine
mögliche Pflegebedtirftigkeit im Alter und clie langfristlgen Folgen eines {Jnfalls. Bei rliesen Thenzett
reithen die staatlichett Zahlttngen im Leistungsfall oft nicltt aus. Zulem et.warten clie Deutschen
hcittfis ut uiel Geld uont Stoat, raenn sie nicht ntehr arbeiten kiinrcert. Dies bestätigten attcb zahl-
reiche Untfragen der Allianz.
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können, bekommen gar nichts. Beruf, Ausbildung und
letzte Tätigkeit spielen dabei keine Rolle. \[er eine ge-

setzliche Erwerbsminderungsrente zwischenzeitlich be-
antragt, kann auf jede Tätigkeit des allgemeinen
Arbeitsmarkts verwiesen werden. So kann es sein, dass

ein ehemaliger leitender Angestellter als Kassierer im
Discounter arbeiten muss.

Das Risiko, berufsunPihig zu werden, ist größer als viele
denken: So erhielt jeder Fünfte des letzten Rentenjahr-
gangs im vergangenen Jahr nach Angaben der deut-
schen Rentenversicherung eine Rente wegen vermin-
derter ErwerbsFähigkeit. Die Gründe für eine Erwerbs-
unflähigkeit haben sich im Laufe der Zeit geändert.
Wurden Anfang der gOerJahre in den alten Bundeslän-
dern über 300/o aufgrund von Rücken- und Skelett-
Störungen erwerbsunFihig, so waren nach Angaben
des Branchendienstes map-report 2006 psychische
Erkrankungen die häufigste Ursache von Berufsun-
Fähigkeit, gefolgt von Krebsleiden (110lo) und Herz-
erkrankungen (tlo/o). Auch wenn die \üahrscheinlich-
keit bei Maurern und Fliesenlegern höher ist als

bei Büroangestellten: Berufsunfähigkeit kann jeden
treffen. Und ohne BerufsunFjhigkeitsversicherung
steht man ganz schnell vor dem finanziellen Aus und
dem sozialen Abstieg.

Vorsarge {ücke heute bereits sichtb ar

Die Auswirkungen dieser mangelnden Absicherung
sind schon heute sichtbar. Der aktuelle Armutsbericht
der Bundesregierung zeigt deutlich: Die Anzahl der-
jenigen, die auf staatliche Hilfe angewiesen sind, da sie
ihren Beruf nicht mehr ausüben können, ist signifi-
kant hoch. So gehören Alleinerziehende und Arbeit-
nehmer ohne entsprechende BerufsunFihigkeits-
absicherung mit zu den am meisten von Armut
Bedrohten. Nach Angaben des Gesamtverbands der
Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) hatten nur
rund 17 der 40 Millionen Erwerbstätigen in Deutsch-
land eine private Berufsunfähigkeitsversicherung. Das

heißt weniger als die Hälfte sorgen entsprechend vor.

Neben der BerufsunFihigkeit und den Folgen schwerer
Krankheiten, unterschätzen die Deutschen nach wie
vor die finanziellen Auswirkungen eines Unfalls. Die
forsa-Umfrage macht deutlich' 340/o der Befragten
glauben, dass sie nach einem Unfall auf alle Fälle eine
Kapitalzahlung von der Gesetzlichen Unfallversiche-
rung erhalten. Diese zahlt jedoch nur bei UnFällen
auf dem Veg zur Arbeit oder in der Arbeit. Die
meisten Missgeschicke passieren aber zu Hause und in
der Freizeit. Diese Lücke schließt die private Unfall-
versicherung.

Auch bei der Pflege giit, dass das Thema zwar in Poli-
tik und Medien diskutiert wird, aber in den Köpfen
der Deutschen noch keine allzu große Rolle zu spielen
scheint. Das bestätigt eine Untersuchung der Allianz
Privaten Krankenversicherung aus dem Jahr 2007 zur

Pflegesituation in Deutschland: Im Durchschnitt legt
weniger als die Hälfte der Bevölkerung (43,10lo) finan-
zielle Reserven für den Pflegefall an. In einer weiteren
Untersuchung der COMPASS Private Pflegeberatung
aus demJahr 2010 sagen zwar bereits 670/o,dass sie zur
Absicherung einer möglichen Pflegebedürftigkeit zu-

sätzlich Geld zahlen würden, jedoch ist der finanzielle
Rahmen sehr begrenzt. So würden 270/o der über 6.200

befragten privaten Pflegeversicherungsnehmer über
40 Jahre monatlich bis zu 50 Euro und weitere 230/obis
zu 20 Euro investieren.

Die Zahlen zeigen deutlich: Zu viele Menschen verlas-

sen sich bisher auf die gesetzliche Pflegeversicherung.
Und das, obwohl die gesetzliche Pflegeversicherung
von Anfang an nur als Zuschuss zu den Pflegekosten
gedacht war. Auch die Pflegebedürftigen sollten und
sollen einen Anteil der Kosten selbst tragen.

Die Höhe dieser Eigenbeteiligung ist dabei oft nicht
unerheblich: So kostet die professionelle Versorgung
eines Schwerstbedürftigen (Pflegestufe III) nach Schät-

zungen der Stiftung \ü/arentest ungetähr 3.360 Euro
im Monat. Die Pflichtversicherung kommt hier für
1.510 Euro auf, den Rest muss der Pflegebedürftige
selbst bezahlen und die sogenannte Pflegelücke mit
eigenen Mitteln - ob aus seiner Rente oder aus seinen
Ersparnissen - schließen.

Für die Zukunft ist es absehbar, dass die Pflegelücke
größer wird - denn die Ausgaben für Pflege steigen an:

Zum einen durch die erhöhten Qualitätsanforderungen
an die Pflege, die teurere und komplexere Behand-
lungsmethoden mit sich bringen. Zurn anderen
wächst die Zahl der Pflegebedürftigen, da die Men-
schen immer älter werden, mit dem Alter aber auch
das Pflegerisiko steigt. Schon heute beziehen mehr als

zwei Millionen Menschen Leistungen aus der Pflege-
versicherung. Im Jahr 2030 werden es mindestens dop-
pelt so viele sein - bei wesentlich weniger Einzahlern
als heute. Mehr Leistungen aus der Pflegeversicherung
sind aufgrund dieser Tatsachen nicht zu erwarten.
Eher wird der Betrag, den die Betroffenen und ihre
Angehörigen aus eigener Tasche zahlen müssen,

größer werden.

Priu a te Vorsorge rcotwendig

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen ist es not-
wendig, dass jeder Einzelne mehr für die Sicherung
der eigenen Pflege, den Fall der BerufsunPihigkeit
oder einen unerwarteten Unfall macht. Es ist wichtiger
denn je, sich im Klaren zu sein, dass würdevolle Pflege
ihren Preis hat, eine unabgesicherte Berufsunfihigkeit
oder ein Unfall den sozialen Abstieg bedeuten kön-
nen. Für alle drei Risiken muss zu großen Teilen selbst

vorgesorgt werden. Denn nur durch die entsprechende
private Vorsorge kann die Lücke zwischen der gesetz-

lichen Absicherung und den tatsächlichen Kosten
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geschlossen werden.


